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Ordentliche Hauptversammlung der Serviceware SE am 28. Mai 2026 

 

Erläuterungen zu den Rechten der Aktionäre nach Art. 53 SE-VO, § 121 Abs. 3 Nr. 3 i.V.m. 

§§ 118a, 122 Abs. 2, 126 Abs. 1, 127, 130a und 131 Abs. 1 des Aktiengesetzes („AktG“) 

 

1. Ergänzungsverlangen (§ 122 Abs. 2 AktG) 

 

Aktionäre, deren Anteile zusammen mindestens 5 % des Grundkapitals, das entspricht zurzeit 

525.000 Stückaktien, oder den anteiligen Betrag von EUR 500.000,00 erreichen, das ent-

spricht 500.000 Stückaktien, können gemäß Art. 56 Satz 3 SE-VO i.V.m. § 50 Abs. 2 SEAG 

verlangen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt und bekannt gemacht werden. 

Dieser Mindestbesitz ist gemäß Art. 56 Satz 3 SE-VO i.V.m. § 50 Abs. 2 SEAG für Ergän-

zungsverlangen der Aktionäre einer SE erforderlich. § 50 Abs. 2 SEAG entspricht inhaltlich 

§ 122 Abs. 1 Satz 1 AktG. Jedem neuen Gegenstand muss eine Begründung oder eine Be-

schlussvorlage beiliegen.  

 

Das Verlangen muss der Gesellschaft schriftlich oder in elektronischer Form gemäß § 126a 

BGB mindestens 30 Tage vor der Hauptversammlung, also bis spätestens zum Ablauf des 

27. April 2026, 24:00 Uhr unter folgender Adresse zugehen: 

 

Serviceware SE 

Verwaltungsrat 

Serviceware-Kreisel 1 

65510 Idstein 

E-Mail (mit qualifizierter elektronischer Signatur): hv@serviceware-se.com 

 

Ergänzungsverlangen, die die gesetzlichen Voraussetzungen erfüllen, werden unverzüglich 

nach ihrem Zugang im Bundesanzeiger bekannt gemacht und solchen Medien zur Ver-

öffentlichung zugeleitet, bei denen davon ausgegangen werden kann, dass sie die Information 

in der gesamten Europäischen Union verbreiten. Sie werden außerdem im Internet unter 

 

https://serviceware-se.com/de/unternehmen/investor-relations/hauptversammlung 

 

zugänglich gemacht und den Aktionären mitgeteilt. 

 

2. Zugänglichmachen von Gegenanträgen und Wahlvorschlägen (§§ 118a Abs. 1 

Satz 2 Nr. 3, 126 Abs. 1, 127 AktG) 

 

Gegenanträge von Aktionären zu den Beschlussvorschlägen des Verwaltungsrats zu bestim-

mten Tagesordnungspunkten und Wahlvorschläge zur Wahl des Abschlussprüfers werden – 

soweit sie den anderen Aktionären zugänglich zu machen sind – bei Nachweis der Aktionärs-

eigenschaft unverzüglich im Internet unter 

 

 



 

 
 

https://serviceware-se.com/de/unternehmen/investor-relations/hauptversammlung 

veröffentlicht, wenn sie mindestens 14 Tage vor dem Tag der Hauptversammlung, also bis 

spätestens zum Ablauf des 13. Mai 2026, 24:00 Uhr der Gesellschaft an die folgende Adresse 

übersandt wurden, wobei für die Einhaltung der Frist der Zugang maßgeblich ist: 

 

Serviceware SE 

Serviceware-Kreisel 1 

65510 Idstein 

E-Mail: hv@serviceware-se.com 

 

Gemäß § 126 Abs. 4 AktG gelten Anträge oder Wahlvorschläge von Aktionären, die nach § 126 

Abs. 1 bis 3 bzw. § 127 AktG zugänglich zu machen sind, als im Zeitpunkt der Zugänglich-

machung gestellt. Das Stimmrecht kann zu dem Antrag oder Wahlvorschlag über den pass-

wortgeschützten Online-Service ab dem 7. Mai 2026 ausgeübt werden. Wenn der den Antrag 

stellende oder den Wahlvorschlag unterbreitende Aktionär nicht ordnungsgemäß legitimiert 

und zur Hauptversammlung angemeldet ist, muss der Antrag in der Versammlung nicht 

behandelt werden.  

 

Die Veröffentlichung umfasst neben dem Gegenantrag bzw. Wahlvorschlag auch den Namen 

und die Begründung des Aktionärs sowie eine etwaige Stellungnahme der Verwaltung. 

 

Ein Gegenantrag und dessen Begründung brauchen gemäß Art. 53 SE-VO, § 126 Abs. 2 AktG 

nicht zugänglich gemacht zu werden, 

 

1)  soweit sich der Verwaltungsrat durch das Zugänglichmachen strafbar machen 

würde; 

 

2)  wenn der Gegenantrag zu einem gesetz- oder satzungswidrigen Beschluss der 

Hauptversammlung führen würde; 

 

3)  wenn die Begründung in wesentlichen Punkten offensichtlich falsche oder irre-

führende Angaben oder wenn sie Beleidigungen enthält; 

 

4)  wenn ein auf denselben Sachverhalt gestützter Gegenantrag des Aktionärs be-

reits zu einer Hauptversammlung der Gesellschaft nach § 125 AktG zugänglich 

gemacht worden ist; 

 

5)  wenn derselbe Gegenantrag des Aktionärs mit wesentlich gleicher Begründung 

in den letzten fünf Jahren bereits zu mindestens zwei Hauptversammlungen der 

Gesellschaft nach § 125 AktG zugänglich gemacht worden ist und in der Haupt-

versammlung weniger als der zwanzigste Teil des vertretenen Grundkapitals für 

ihn gestimmt hat; 

 



 

 
 

6)  wenn der Aktionär zu erkennen gibt, dass er an der Hauptversammlung nicht 

teilnehmen und sich nicht vertreten lassen wird; oder 

 

7)  wenn der Aktionär in den letzten zwei Jahren in zwei Hauptversammlungen 

einen von ihm mitgeteilten Gegenantrag nicht gestellt hat oder nicht hat stellen 

lassen. 

 

Ein Wahlvorschlag braucht gemäß Art. 53 SE-VO, § 127 Satz 3 AktG auch dann nicht zugäng-

lich gemacht zu werden, wenn der Vorschlag nicht Namen, ausgeübten Beruf und Wohnort 

der vorgeschlagenen Person, bei Prüfungsgesellschaften nicht die Firma und den Sitz enthält 

(§ 124 Abs. 3 Satz 4 AktG). 

 

Die Begründung eines Gegenantrags oder Wahlvorschlags braucht nicht zugänglich gemacht 

zu werden, wenn sie insgesamt mehr als 5.000 Zeichen beträgt. 

 

Stellen mehrere Aktionäre zu demselben Gegenstand der Beschlussfassung Gegenanträge, 

so kann der Verwaltungsrat die Gegenanträge und ihre Begründungen zusammenfassen. 

 

Darüber hinaus können elektronisch zu der Versammlung zugeschaltete Aktionäre Anträge 

und Wahlvorschläge auch im Wege der Videokommunikation über den passwortgeschützten 

Online-Service in der Versammlung stellen.  

 

Das Recht des Versammlungsleiters, im Rahmen der Abstimmung zuerst über die Vorschläge 

der Verwaltung abstimmen zu lassen, bleibt unberührt. Sollten die Vorschläge der Verwaltung 

mit der notwendigen Mehrheit angenommen werden, haben sich insoweit die Gegenanträge 

oder (abweichende) Wahlvorschläge erledigt. 

 

3. Recht zur Stellungnahme (§§ 118a Abs. 1 Satz 2 Nr. 6, 130a Abs. 1 bis 4 AktG) 

 

Aktionäre, die ordnungsgemäß zur Hauptversammlung angemeldet sind, haben gemäß 

§ 130a Abs. 1 bis 4 AktG das Recht, vor der Hauptversammlung Stellungnahmen zu den 

Gegenständen der Tagesordnung in Textform im Wege elektronischer Kommunikation über 

den passwortgeschützten Online-Service unter 

 

https://serviceware-se.com/de/unternehmen/investor-relations/hauptversammlung 

einzureichen. 

 

Stellungnahmen sind in Textform als Datei im PDF-Format einzureichen und dürfen 10.000 

Zeichen (inklusive Leerzeichen) nicht überschreiten. Mit dem Einreichen erklärt sich der Aktio-

när bzw. sein Bevollmächtigter damit einverstanden, dass die Stellungnahme unter Nennung 

seines Namens im passwortgeschützten Online-Service zugänglich gemacht wird.  

 

Stellungnahmen sind bis spätestens fünf Tage vor der Versammlung, also spätestens bis zum 

22. Mai 2026, 24:00 Uhr einzureichen. 



 

 
 

 

Ordnungsgemäß und rechtzeitig eingehende, zugänglich zu machende Stellungnahmen von 

Aktionären werden in der Sprache der Einreichung einschließlich einer etwaigen Stellungnah-

me der Verwaltung bis spätestens 23. Mai 2026, 24:00 Uhr, ebenfalls im passwortgeschützten 

Online-Service unter 

 

https://serviceware-se.com/de/unternehmen/investor-relations/hauptversammlung 

 

veröffentlicht. 

 

Stellungnahmen werden nicht zugänglich gemacht, wenn sie nicht von einem ordnungsgemäß 

zu der virtuellen Hauptversammlung angemeldeten Aktionär stammen, mehr als 10.000 

Zeichen (inklusive Leerzeichen) umfassen oder ein Fall im Sinne von § 130a Abs. 3 Satz 4 

i.V.m. § 126 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1, Nr. 3 oder Nr. 6 AktG vorliegt. 

 

Anträge und Wahlvorschläge, Fragen und Widersprüche gegen Beschlüsse der Hauptver-

sammlung im Rahmen der eingereichten Stellungnahmen werden in der Hauptversammlung 

nicht berücksichtigt; das Stellen von Anträgen bzw. Unterbreiten von Wahlvorschlägen, die 

Ausübung des Auskunftsrechts sowie die Einlegung von Widersprüchen gegen Beschlüsse 

der Hauptversammlung ist ausschließlich auf den in dieser Einladung jeweils gesondert be-

schriebenen Wegen möglich. 

 

4. Auskunftsrecht (§§ 118a Abs. 1 Satz 2 Nr. 4, 131 Abs. 1 AktG) 

 

Jedem Aktionär ist gemäß § 131 Abs. 1 AktG auf Verlangen in der Hauptversammlung vom 

Verwaltungsrat Auskunft über Angelegenheiten der Gesellschaft zu geben, soweit sie zur 

sachgemäßen Beurteilung des Gegenstands der Tagesordnung erforderlich ist und kein Aus-

kunftsverweigerungsrecht besteht. Die Auskunftspflicht erstreckt sich auch auf die rechtlichen 

und geschäftlichen Beziehungen der Gesellschaft zu einem verbundenen Unternehmen sowie 

auf die Lage des Konzerns und der in den Konzernabschluss einbezogenen Unternehmen. 

 

Außerdem besteht in der Hauptversammlung gemäß § 131 Abs. 1d AktG ein Nachfragerecht 

zu allen in der Hauptversammlung gegebenen Antworten des Verwaltungsrats sowie zu in der 

Hauptversammlung in Redebeiträgen gestellten Fragen sowie ein Auskunftsrecht nach § 131 

Abs. 4 AktG.  

 

Es ist vorgesehen, dass der Versammlungsleiter gemäß § 131 Abs. 1f AktG anordnet, dass 

alle Arten des Auskunftsrechts nach § 131 AktG in der Hauptversammlung ausschließlich im 

Wege der Videokommunikation ausgeübt werden können. 

 

Die Fragenbeantwortung erfolgt durch den Verwaltungsrat in der Hauptversammlung nach den 

Grundsätzen einer gewissenhaften und getreuen Rechenschaft. Dabei entscheidet der Ver-

waltungsrat nach pflichtgemäßem, freiem Ermessen, wie er Fragen beantwortet.  

 



 

 
 

Der Verwaltungsrat kann auf die Beantwortung von Fragen verzichten, 

 

1)  soweit die Erteilung der Auskunft nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung 

geeignet ist, der Gesellschaft oder einem verbundenen Unternehmen einen nicht 

unerheblichen Nachteil zuzufügen; 

 

2)  soweit sie sich auf steuerliche Wertansätze oder die Höhe einzelner Steuern bezieht; 

 

3)  über den Unterschied zwischen dem Wert, mit dem Gegenstände in der Jahresbilanz 

angesetzt worden sind, und einem höheren Wert dieser Gegenstände, es sei denn, 

dass die Hauptversammlung den Jahresabschluss feststellt; 

 

4)  über die Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden, soweit die Angabe dieser 

Methoden im Anhang ausreicht, um ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-

sprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft im Sinne 

des § 264 Abs. 2 des Handelsgesetzbuchs zu vermitteln; dies gilt nicht, wenn die 

Hauptversammlung den Jahresabschluss feststellt; 

 

5)  soweit sich der Verwaltungsrat durch die Erteilung der Auskunft strafbar machen 

würde; 

 

6)  soweit bei einem Kreditinstitut oder Finanzdienstleistungsinstitut Angaben über 

angewandte Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden sowie vorgenommene 

Verrechnungen im Jahresabschluss, Lagebericht, Konzernabschluss oder 

Konzernlagebericht nicht gemacht zu werden brauchen; 

 

7)  soweit die Auskunft auf der Internetseite der Gesellschaft über mindestens sieben 

Tage vor Beginn und in der Hauptversammlung durchgängig zugänglich ist. 

 

5. Rederecht (§§ 118a Abs. 1 Satz 2 Nr. 7, 130a Abs. 5 und 6 AktG) 

 

Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten, die elektronisch zu der Hauptversammlung zugeschaltet 

sind, haben ein Rederecht in der Versammlung im Wege der Videokommunikation nach 

§ 130a Abs. 5 und 6 AktG. Das Rederecht umfasst neben dem Auskunftsverlangen gemäß 

§ 131 AktG (weitere Erläuterung dazu siehe bereits oben) insbesondere auch das Recht, 

Anträge und Wahlvorschläge nach § 118a Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 AktG (weitere Erläuterung dazu 

siehe oben) zu stellen bzw. zu machen. 

 

Redebeiträge sind während der Hauptversammlung nach Aufforderung durch den Ver-

sammlungsleiter im Online-Service unter 

 

 

https://serviceware-se.com/de/unternehmen/investor-relations/hauptversammlung 

 



 

 
 

anzumelden. Der Versammlungsleiter wird das Verfahren der Wortmeldung und Worterteilung 

in der Hauptversammlung näher erläutern. 

 

Technische Mindestvoraussetzung für eine Live-Videozuschaltung sind ein internetfähiges 

Gerät mit Kamera und Mikrofon sowie eine stabile Internetverbindung. Die Gesellschaft behält 

sich vor, die Funktionsfähigkeit der Videokommunikation zwischen Aktionär und Gesellschaft 

in der Hauptversammlung und vor dem Redebeitrag zu prüfen und diesen zurückzuweisen, 

sofern die Funktionsfähigkeit nicht sichergestellt ist.  

 

6. Widerspruchsmöglichkeit (§§ 118a Abs. 1 Satz 2 Nr. 8, 245 AktG) 

 

Die elektronisch zu der Hauptversammlung zugeschalteten Aktionäre und ihre Vertreter haben 

das Recht, im Wege elektronischer Kommunikation Widerspruch gegen Beschlüsse der 

Hauptversammlung zu erklären. Ein solcher Widerspruch kann von Beginn bis Ende der 

Hauptversammlung über den Online-Service unter 

  

https://serviceware-se.com/de/unternehmen/investor-relations/hauptversammlung 

 

erklärt werden. 

 

 

Idstein, im April 2026 

 

Serviceware SE  

Der Verwaltungsrat 


